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Schwedische Ratspräsidentschaft 
Nach der als schwierig empfundenen tschechischen EU-
Ratspräsidentschaft hat das als stabil und zuverlässig gel-
tende Schweden den Ratsvorsitz am 1. Juli übernommen – 
zum 2. Mal nach 2001, in der die EU noch 15 MS umfasste. 

Institutionelle Fragen: Nach dem ER vom 18./ 19. Juni 
wird Schweden in Gesprächen mit dem EP die Möglichkei-
ten der (Wieder)Wahl von José Manuel Barroso sondieren. 
Im Vorfeld des ER legte insb. Schweden Wert darauf, seine 
2. Amtszeit noch im Juli zu sichern. Der Vertrag von Lissa-
bon muss die letzten Hürden vor seinem geplanten Inkraft-
treten Ende 2009 nehmen. Die Neubildung der KOM steht 
an. Personalentscheidungen im Vorfeld des Lissabonner 
Vertrages müssen vorbereitet werden. 

Wirtschafts- und Finanzkrise: Die vom ER beschlossene 
Umsetzung der neuen Finanzmarktaufsicht muss ebenso 
begleitet werden wie die Rückkehr zu den Regeln des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes. Schweden will die Re-
gulierung der Finanzmärkte vorantreiben und einen Aus-
stieg aus der schuldenfinanzierten expansiven Wirtschafts-
politik finden - wobei der Abbau der Handelsdefizite kurz-
fristig nur durch Sparprogramme und Steuererhöhungen 
möglich sein dürfte. Kein einfaches Unterfangen für ein 
Land, das nicht zur Eurozone gehört. Aber auch die neue 
Lissabon-Strategie nach 2010 steht auf dem Programm. 
Besonders wichtig wird dabei die Bekämpfung des für den 
Herbst erwarteten Anstiegs der Arbeitslosigkeit sein. 

Klima-, Umwelt- und Energiepolitik: Die UN-Konferenz 
von Kopenhagen und damit ein ambitioniertes globales 
Klimaabkommen stehen im Fokus (fair burden sharing, 
Handel mit Emissionszertifikaten, Forderung nach einer 
CO2-Steuer). Dabei gilt es, die angemessene Balance 
zwischen Ökonomie und Ökologie zu finden. Schweden 
plant bilaterale Treffen mit allen relevanten Staaten. 

Erweiterung: Schweden wird die Beitrittsverhandlungen 
mit der Türkei und Kroatien fortführen. Island könnte 
schnell dazu stoßen. Der östlichen Partnerschaft, von 
Schweden und Polen 2008 vorgeschlagen, wird außenpo-
litisch hohe Bedeutung beigemessen. Das gilt auch für die 
Ostseestrategie, die vom ER im Oktober angenommen 
werden soll. 

Stockholmer Programm (2010 - 2014): Das Programm 
soll die künftigen Prioritäten der EU im Bereich Justiz und 
Inneres unter stärkerer Orientierung an den Bedürfnissen 
der Bürger festlegen. Die Einwanderungs- und Asylpolitik 
gehört dabei zu den umstrittensten Dossiers in der EU, insb. 
da eine Reihe von Mittelmeerländern wie Malta und Ita-
lien nach mehr Hilfe von ihren nördlichen Nachbarn rufen. 
Der ER soll das Programm im Dezember annehmen. 

Ausblick: Schweden hat ein entscheidendes, von Ver-
änderungen und Erneuerungen geprägtes Halbjahr vor 

sich: Der Vertrag von Lissabon muss in allen MS ratifiziert 
werden, die Mechanismen zur Bewältigung der epocha-
len Wirtschafts- und Finanzkrise und ihrer Auswirkungen auf 
die Realwirtschaft müssen ihre volle Wirkung entfalten, und 
zum Jahresende muss ein neues globales Klimaabkom-
men stehen. TA▐ 
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Themen 
 

Institutionelle Fragen 
 

BVerfG erklärt Lissabon-Vertrag für verfassungs-
konform, stoppt aber Ratifizierungsprozess 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat am 30. Juni 
den Ratifizierungsprozess zum EU-Reformvertrag in 
Deutschland vorerst unterbrochen: Zwar sei der Vertrag 
mit dem Grundgesetz vereinbar, aber das deutsche Be-
gleitgesetz sei verfassungswidrig, da es Bundestag und 
Bundesrat unzureichende Mitspracherechte einräume. 
Auf nationaler Ebene verlange das Grundgesetz eine 
Stärkung der parlamentarischen Integrationsverantwor-
tung. Bis zum Inkrafttreten eines entsprechend korrigierten 
Begleitgesetzes darf Deutschland die Ratifikationsurkunde 
zum Vertrag nicht hinterlegen. Der Bundestag wird daher 
seine Sommerpause für eine Sitzung am 26. August unter-
brechen. Die Schlussabstimmung ist für den 8. September 
geplant. In Brüssel wurde das Urteil positiv aufgenommen. 
 TA▐ 

►Entscheidung BVerfG 
►BVerfG Pressemeitteilung 72/2009 

Europa hat gewählt - Ein Wahlrückblick! 

Zwischen dem 4. und 7. Juni waren ca. 375 Mio. Bürgerin-
nen und Bürger aufgefordert, ihr neues Europaparlament 
zu wählen. 

Wahlbeteiligung 

Die Wahlbeteiligung lag europaweit mit 43,1 % noch 
einmal niedriger als vor fünf Jahren (45,47 %). DEU lag 
insgesamt mit 43,3 % nur knapp über diesem Trend (43,0 % 
in 2004). In Hamburg fanden nur 34,7 % (34,9 % in 2004) der 
Wählerinnen und Wähler den Weg an die Urne, in Schles-
wig-Holstein waren es 36,8 % (36,4 % in 2004). 

Wahlergebnis 

Die konservativen Parteien haben insgesamt einen 
recht deutlichen Wahlsieg errungen. Die Fraktion der Eu-
ropäischen Volkspartei besteht zukünftig aus 264 Abge-
ordneten (35,9 % nach 36,7 % in 2004). Die bislang mit der 
EVP in einer Fraktionsgemeinschaft geführten Europäi-
schen Demokraten sind nunmehr Kernzelle einer neuen 
Fraktion unter dem Namen „Europäische Konservative 
und Reformisten“ (European Conservatives and Reformist, 
ECR). Mit hieran beteiligt sind neben den britischen Kon-
servativen (26 Abgeordnete) die Abgeordneten der polni-
schen Partei „Recht und Gerechtigkeit“ (15 Abgeordnete) 
und die neun Abgeordneten der tschechischen ODS. 
Durch voraussichtlich vier oder fünf weitere Abgeordnete 
aus weiteren MS werden die Mindestanforderungen für 
eine politische Fraktion im EP knapp erfüllt. Die neue Frak-
tion wird ca. 55 Abgeordnete umfassen. Sie wird offiziell 
mit der konstituierenden Sitzung des Europaparlaments 
am 14. und 15. Juli anerkannt werden. 

Die bisher in der SPE organisierten Parteien errangen 
21,9 % der Stimmen (161 Mandate) und fielen damit deut-
lich zurück nach 27,6 % in 2004. Zusammen mit der italieni-
schen Partito Democratico wird bei Neukonstituierung des 
EP die 183 Mitglieder starke Fraktion der „progressiven 
Allianz der Sozialisten und Demokraten im EP“ entstehen.  

Als drittstärkste Fraktion hat ALDE (liberal) 10,9 % der 
Stimmen und 80 Mandate erreicht (12,7 % in 2004). 
Viertstärkste Fraktion sind die Grünen mit 7,2 % nach 5,5 % 
in 2004. Den sich daraus errechnenden 53 Abgeordneten 
schließt sich voraussichtlich der schwedische Abgeordne-
te der „Piratenpartei“ an, Christian Engström. Dieser hat 
sich das konsequente Eintreten für die Rechte der Inter-
netnutzer auf die Fahnen geschrieben und wird im Übri-
gen der Linie der Grünen/EFA folgen. Die deutsche Linke 
hat bundesweit 7,5 % der Stimmen errungen und schließt 
sich der Fraktion der der GUE/NGL an (Konföderale Frakti-
on der vereinigten Europäischen Linken/Nordische Grüne 
Linke), die insgesamt 4,3 % der Stimmen europaweit erhiel-
ten (5,2 % in 2004) und über 32 Mandate im neuen Parla-
ment verfügen werden. 

Die weiteren Wahlergebnisse für die Fraktionen finden 
sich unter den nachstehenden Links. 

Abgeordnete aus Hamburg und Schleswig-Holstein 

Aus Hamburg und Schleswig-Holstein sind sechs Abge-
ordnete ins EP gewählt worden. Es handelt sich hierbei um 
(Reihenfolge nach Bundesland entsprechend der Höhe 
der Stimmenzahl): 

Schleswig-Holstein 

□ Reimer Böge (CDU) 
□ Ulrike Rodust (SPD) 
□ Britta Reimers (FDP) 

Hamburg  

□ Birgit Schnieber-Jastram (CDU) 
□ Knut Fleckenstein (SPD) 
□ Sabine Wils (Die Linke) 

Das Hanse-Office wünscht den Abgeordneten aus 
Hamburg und Schleswig-Holstein eine weiterhin erfolgrei-
che Arbeit bzw. einen guten Start in ihre politische Tätig-
keit auf Europäischer Ebene. LF▐ 

►Wahlergebnisse europaweit 
►Bundesergebnisse Europawahl 

►Landesergebnis Hamburg 
►Landesergebnis Schleswig-Holstein 

►Wahlnachlese und Ausblick Europarlament 

Finanzkrise 
 

Ja zur Europäischen Finanzaufsichtsarchitektur 

Die Europäischen Staats- und Regierungschefs haben 
beim ER im Juni dem Aufbau eines Europäischen Finanz-
aufsichtssystems zugestimmt, das bereits im Laufe des 
Jahres 2010 seine Arbeit aufnehmen soll. Dies setzt die 
Europäischen Institutionen unter Handlungszwang. 

mailto:thorsten.augustin@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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Einigkeit herrschte über die Notwendigkeit der Schaf-
fung eines Europäischen Ausschusses für Systemrisiken, der 
bei der EZB angesiedelt sein soll. Er soll Risiken für das Fi-
nanzsystem analysieren und gegebenenfalls Warnungen 
und Empfehlungen aussprechen sowie deren Umsetzung 
verfolgen. 

Schwieriger gestalteten sich die Diskussionen zur zwei-
ten Säule, dem Europäischen Finanzaufsichtssystem. Letzt-
lich stimmten die Staats- und Regierungschefs der Errich-
tung zu. Künftig wird es also drei neue Europäische Auf-
sichtsbehörden geben: eine Europäische Bankaufsichts-
behörde (EBA), eine Europäische Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die Betriebliche Altersvorsorge 
(EIOPA) sowie eine Europäische Aufsicht für das Wertpa-
pierwesen (ESA). Diese sollen gegenüber den MS binden-
de Entscheidungen bei Streitigkeiten, bei der Auslegung 
des Gemeinschaftsrechts sowie innerhalb der Aufsichtskol-
legien über pan-europäisch agierende Finanzunterneh-
men fällen können, soweit diese Entscheidungen keine 
Auswirkungen auf die Haushalte der betroffenen MS ha-
ben – die Bedingung für das zustimmende „Ja“. Nun soll 
die Kommission bis zum Herbst die entsprechenden Regu-
lierungsvorschläge vorlegen; bereits im Oktober will der ER 
über den Fortschritt beraten. 

Der ER forderte weiter Fortschritte bei den Vorschriften 
über alternative Investmentfonds, die Regulierung von 
Verwahrstellen und die Transparenz und Stabilität der De-
rivatemärkte. Außerdem wurde die KOM aufgefordert, 
ihre Beratungen darüber zu beschleunigen, wie den pro-
zyklischen Auswirkungen von Aufsichtsstandards beispiels-
weise hinsichtlich Kapitalanforderungen und wertgemin-
derter Aktiva gegengesteuert werden kann. 

Das ist ein komplexer Forderungskatalog, der ein ehr-
geiziges Arbeitsprogramm und keinen ruhigen Sommer 
erwarten lässt. BS▐ 

►ER-Schlussfolgerungen vom 18./19. Juni 
►KOM Themenseite Finanzaufsicht 

Beschäftigung/Soziale Angelegenheiten 
 

Beschäftigungsinitiative auf Eis 

Der ER hat die Kommissionsinitiative „Ein gemeinsames 
Engagement für Beschäftigung“, die am 3. Juni als Mittei-
lung vorgelegt worden war, auf seiner Tagung am 
18./19. Juni vorerst nicht verabschiedet. 

Zwar hatten die Staats- und Regierungschefs sowohl auf 
ihrer Frühjahrstagung als auch auf dem Informellen Be-
schäftigungsgipfel am 7. Mai in Prag betont, dass ange-
sichts der Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise 
und steigender Arbeitslosenzahlen mehr gesamteuropäi-
sches Engagement im Beschäftigungsbereich notwendig 
sei; über das Konzept der KOM konnte allerdings kein 
Übereinkommen erzielt werden. 

 Die vorgesehenen Maßnahmen zur Sicherung und För-
derung von Arbeitsplätzen, zur Qualifizierung von Arbeits-
kräften und zur Unterstützung benachteiligter Gruppen bei 
der Arbeitsplatzsuche sollen nämlich durch einen Vorgriff 
auf 19 Mrd. € aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 

ermöglicht werden - Mittel, die eigentlich für spätere Jah-
re vorgemerkt sind. Außerdem soll auf die Kofinanzierung 
durch die MS in den Jahren 2009/2010 komplett verzichtet 
werden können. Insbesondere über diese Art der Bereit-
stellung von ESF-Mitteln und den Wegfall von Gegenleis-
tungen der MS konnten sich die Staats- und Regierungs-
chefs aber nicht einigen. Aus diesem Grund stellten sie in 
ihren Schlussfolgerungen zwar die Bedeutung von Qualifi-
zierungsinitiativen und Flexicurity heraus, betonten aber 
gleichzeitig die primäre Zuständigkeit der MS für diesen 
Politikbereich. 

Die Mitteilung der KOM zur Beschäftigungsinitiative fand 
in den Schlussfolgerungen keine konkrete Erwähnung. Sie 
wird aber vermutlich unter spanischer Ratspräsidentschaft 
im Frühjahr 2010 wiederbelebt werden. Florian Woda, AT▐ 

►Mitteilung KOM(2009) 257 
►Themenseite KOM Beschäftigung 

Justiz und Inneres 
 

Stockholmer Programm: Mehr Vorteile für  
Bürger 

Die KOM hat am 10. Juni  eine Mitteilung zum Stockholmer 
Programm vorgelegt, in dem sie die künftigen Prioritäten 
der EU im Bereich Justiz und Inneres von der Asylpolitik 
über die Gerichtsbarkeit bis zur Bekämpfung des Terroris-
mus aufzeigt. Das Stockholmer Programm (2010-2014) soll 
das Haager Programm ablösen, das die EU in den ver-
gangenen fünf Jahren als Leitlinie bei der Entwicklung 
ihres gemeinsamen Raumes der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts herangezogen hat. Es wird dem EP und 
dem Rat zugeleitet und soll von den MS auf dem ER im 
Dezember gebilligt werden. 

Mit dem Stockholmer Programm soll erreicht werden, 
dass sich die Zusammenarbeit der MS in diesen Themen-
gebieten noch stärker an den Bedürfnissen des Bürgers 
orientiert. Dieser solle nach Ansicht des zuständigen Vize-
präsidenten Jacques Barrot zukünftig in seinem Alltag 
noch konkreter Nutzen aus der gemeinsamen europäi-
schen Justiz- und Polizeiarbeit ziehen können. 

Nach Auffassung der KOM sollten vier allgemeine Priori-
täten Beachtung finden: Das sind der Schutz der Grund-
rechte, Zugang zur Justiz überall in der EU, die Stärkung 
der inneren Sicherheit in Europa sowie eine effektive, dy-
namische Einwanderungs- und Asylpolitik, zu der die Un-
terstützung legaler Einwanderer ebenso zählt wie die Be-
kämpfung illegaler Einwanderung und Menschenhandel. 
Als konkrete Projekte schlägt die KOM u. a. vor, einen 
lückenlosen Datenschutz in der EU zu schaffen, die Zwi-
schenverfahren (Exequatur) bei der Vollstreckung von 
Gerichtsurteilen ganz abzuschaffen, den Grundsatz der 
gegenseitigen Anerkennung sowohl im zivil- als auch im 
strafrechtlichen Bereich auszuweiten, den Informations-
austausch zwischen den zuständigen Behörden der MS, 
Europol und Eurojust zu verbessern sowie die Forschung an 
Sicherheitstechniken zu verstärken. 

Im Bereich Einwanderungs- und Asylpolitik stimmte das 
EP dem Asylpaket im Mai dieses Jahres mit Änderungen 

mailto:birgitta.schoenefeld@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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zu. Der Rat unterstützte die Vorschläge zu EURODAC und 
zum Unterstützungsbüro, nahm im Übrigen aber eine äu-
ßerst kritische Haltung ein. 

Nächste Schritte: Der Informelle JI-Rat am 15./17. Juli in 
Stockholm wird die Mitteilung der KOM beraten. Am 
20. Juli wird sich der Innenausschuss des EP (LIBE) in Anwe-
senheit der schwedischen EU-Ratspräsidentschaft mit dem 
Programm befassen. Am 9./10. November findet in Brüssel 
ein Interparlamentarisches Treffen des EP mit den nationa-
len Parlamenten statt, bei dem gemeinsame Forderungen 
der Parlamente an das Stockholmer Programm aufgestellt 
werden sollen. Die Räte Justiz und Inneres am 30. Novem-
ber/1. Dezember und Allgemeine Angelegenheiten und 
Außenbeziehungen am 7./8. Dezember werden die An-
nahme des Programms durch die Staats- und Regierungs-
chefs auf dem ER am 10./11. Dezember vorbereiten. 

 Christian Bosse, TA▐ 
►Stockholmer Programm KOM(2009) 262 

Umweltpolitik 
 

Green Week 

Vom 23. bis zum 26. Juni fand in Brüssel die Green Week 
statt, die jedes Jahr von der Generaldirektion Umwelt der 
KOM organisiert wird. Die diesjährige Veranstaltung stand 
ganz im Zeichen des Klimawandels („Climate change: act 
and adapt“). Schwerpunkthemen waren die Klimaschutz-
anstrengungen der EU, die internationale Dimension und 
die Herausforderungen des Klimawandels sowie die Vision 
einer CO2-emmissionsfreien Gesellschaft im Jahre 2050. 
Auf insgesamt 36 Podiumsdiskussionen und zahlreichen 
Begleitveranstaltungen debattierten Fachleute aus aller 
Welt eingehend darüber, wie der Klimawandel bekämpft 
und seine bereits irreversiblen Folgen jedenfalls abgemil-
dert werden können. 

Parallel dazu hatten Umweltorganisationen, öffentliche 
Körperschaften und Unternehmen Gelegenheit, sich an 
über 60 Ständen zu präsentieren. Hamburg nutzte die 
Chance, sich als Umwelthauptstadt Europas 2011 („Euro-
pean Green Capital 2011“) vorzustellen. Auf einem groß-
zügig gestalteten Touch-screen-Monitor konnten sich die  
 

 
Umweltkommissar Stavros Dimas im Gespräch mit Klaus de Buhr (Behörde 

für Stadtentwicklung und Umwelt) 

Besucher – unter ihnen Umweltkommissar Stavros Dimas 
und Generaldirektor Karl Falkenberg – am Hamburger 

Stand ein Bild von den für 2011 geplanten Aktivitäten ma-
chen und sich über best-practice-Beispiele informieren. 
Auf besonders großes Interesse stieß dabei der "Zug der 
Ideen", der die Idee der Umwelthauptstadt in andere 
europäische Städte tragen und dabei eigene und fremde 
Beispiele wegweisender Umweltschutzprojekte vorstellen 
wird. 

Bereits auf der Eröffnungs-Abendveranstaltung am 
23. Juni hatte Umweltstaatsrat Christian Maaß als einer 
von zwei geladenen Rednern Gelegenheit, Hamburgs 
Bekenntnis zu Nachhaltigkeit und Verantwortungsbereit-
schaft zu bekräftigen und die geplanten Aktivitäten als 
Green Capital 2011 zu skizzieren. Dabei wies er auch auf 
die Schlüsselrolle der Städte bei der Bekämpfung des Kli-
mawandels hin. Nicht zuletzt lud er zur Hamburg City Cli-
mate Conference 09 ein, für die die Hansestadt zusam-
men mit der EU-Initiative Covenant of Mayors europäische 
und internationale Städte vom 16. - 18. November in 
Hamburg willkommen heißt. Thematisch wird sich die Kon-
ferenz mit den Fragen der nachhaltigen Energieversor-
gung, des klimafreundlichen städtischen Verkehrs und der 
Berücksichtigung des Klimawandels insbesondere bei 
Stadtentwicklungsprojekten am Wasser beschäftigen. Als 
„Erste Jahreskonferenz der Bürgermeister“ widmet sie sich 
ferner den im Covenant vorgesehenen Aktionsplänen für 
nachhaltige Energie und der wichtigen Frage der Finan-
zierungsmöglichkeiten. Alexander von Vogel▐ 

►Green Week 2009 
►Hamburg Green Capital 2009 

►City Climate Conference 

Meeres- und Fischereipolitik 
 

KOM legt Mitteilung zur Ostseestrategie vor  

Seit der letzten Erweiterungsrunde sind acht von neun 
Ostseeanrainerstaaten MS der EU. Gleichwohl ist die Ost-
seeregion noch sehr heterogen mit Blick auf die kulturelle 
und wirtschaftliche Entwicklung, die Umweltsituation und 
vieles mehr. Entlang der vier Pfeiler Umwelt, Wirtschaft 
(Wohlstand), Erreichbarkeit und Attraktivität sowie Sicher-
heit hat die KOM in den vergangenen 18 Monaten in en-
ger Abstimmung mit den Stakeholdern, den Ostseeorgani-
sationen, den Regierungen und den Regionen einen Ent-
wurf für einen umfassenden integrierten Plan erstellt, der 
am 10. Juni in der KOM beschlossen wurde und auf dem 
ER am 18. und 19. Juni vorgestellt wurde. 

Es handelt sich um eine EU-Strategie, die gleichwohl 
auch die Nicht-EU-Nachbarn mit in den Blick nimmt. Die 
gesamte Makroregion rund um die Ostsee ist einbezogen 
worden, das betrifft insbesondere Norwegen, Russland, 
Island und auch Weißrussland. 

Die KOM betont, dass sie keine zusätzlichen Finanzmittel 
aufbringen, sondern die vorhandenen Gelder in den bis-
herigen Töpfen besser verwenden will. Es sollen zudem 
keine neuen Strukturen geschaffen werden. Dagegen legt 
die KOM Wert darauf, dass konkrete Aktionen in Angriff 
genommen werden, für die die MS und andere Stakehol-
der die Verantwortung übernehmen sollen, um Erfolge 
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sichtbar zu machen. Der beigefügte Aktionsplan unter-
scheidet entlang der vier genannten Pfeiler 15 verschie-
dene Politikfelder mit 80 konkreten Projekten, von denen 
einige als Flagship-Projekte gekennzeichnet wurden, die 
einer besonders zügigen Umsetzung unterliegen sollen. 

Die KOM hat mit der „Modellregion Clean Baltic Ship-
ping“ eine Anregung aufgenommen, die von BSSSC im 
Rahmen des Konsultationsverfahrens als Leuchtturmpro-
jekt vorgeschlagen wurde (entwickelt in der dortigen Ar-
beitsgruppe Meerespolitik unter der Leitung Schleswig-
Holsteins). Es geht darum, den sehr intensiven Schiffsver-
kehr auf der Ostsee so zu gestalten, dass er sich noch 
deutlich umweltschonender entwickelt. In diesem Kontext 
werden die Schiffsemissionen auf See und in Häfen in Blick 
genommen (Stichwort Landstromversorgung). Die Be-
handlung von Abfall und Abwasser an Bord von Schiffen 
muss verbessert werden. Vier von fünf in diesem Zusam-
menhang vorgeschlagene Projekte sind als „fast track“ 
gekennzeichnet worden und sollen mit engen Zeitvorga-
ben umgesetzt werden. 

Eine weitere Initiative Schleswig-Holsteins hat ihren Nie-
derschlag im Aktionsplan gefunden: die Initiative für ein 
Ostseegeschichtsbuch. Sie ist als horizontales Projekt zur 
Bildung einer regionalen Identität beispielhaft aufgeführt. 

Auch das Thema Klimawandel ist von besonderer Be-
deutung für die Ostseeregion. Die KOM sieht für die Ostsee 
das Potential, insoweit zur Modellregion zu werden. Mit 
Stockholm und Hamburg sind zwei Städte aus der Region 
als ökologische Vorbilder mit dem Titel European Green 
Capital für die Jahre 2010 und 2011 ausgezeichnet wor-
den, weil sie in einer Vielzahl von Gebieten bereits vorbild-
lich sind. 

Mit weiteren Projekten soll die Beseitigung von Hinder-
nissen erreicht werden, die in der Region einem vollstän-
digen internen Markt noch entgegenstehen. Die mit Aus-
nahme Deutschlands relativ kleinen Märkte der MS in der 
Region würden ganz besonders von einer Intensivierung 
des grenzüberschreitenden Warenaustauschs profitieren. 
Da aufgrund der geografischen Situation der Seeverkehr 
eine ganz überragende Rolle spielt, ist eine Initiative wie 
der von der Kommission angestoßene „Europäische See-
verkehrsraum ohne Grenzen“ im Ostseeraum von beson-
derer Bedeutung. 

Unter dem Stichwort Erreichbarkeit wird die Bedeutung 
nachhaltigen Kurzstreckenseeverkehrs hervorgehoben. 
Genauso wichtig ist die angemessene Ausgestaltung der 
Hinterlandanbindung der Häfen, vorzugsweise durch Ei-
senbahn- und Binnenschifffahrtverbindungen. Die für 
Hamburg, Schleswig-Holstein und die ganze westliche 
Ostseeregion bedeutsame feste Fehmarnbeltquerung ist 
genauso erwähnt wie die Y-Trasse hinter Hamburg. 

Der Entwurf des Aktionsplans trägt auch dafür Sorge, 
dass die integrierte Meerespolitik mit ihrer Bedeutung in 
die Ostseestrategie eingeht. Zahlreiche von Schleswig-
Holstein vorangetriebene Ideen wie die Maritime Raum-
planung haben ebenfalls Eingang in den Aktionsplan ge-
funden. 

Die Entwicklung der weiteren Politiken soll innerhalb der 
Gemeinschaftsstrukturen mit regelmäßigen Berichten und 
Vorschlägen für Empfehlungen von der KOM an den Mi-

nisterrat erfolgen. Der ER wird regelmäßig über die Fort-
schritte in Kenntnis gesetzt. Die KOM soll die Verantwor-
tung für das Monitoring und die Vorschläge für Anpassun-
gen der Strategie oder des Aktionsplans haben. Eine enge 
Kooperation mit den bestehenden Organisationen, den 
MS und den Regionen ist vorgesehen. Dem entspricht 
auch die Übernahme von Leadpartnerschaften für die 
einzelnen Themenbereiche, wie oben angedeutet. Ein 
jährliches Forum soll die Partner zusammen bringen, um 
dort die Fortschritte und ggf. Anpassungen der Strategie 
zu diskutieren. Der erste grundsätzliche Review soll in der 
zweiten Jahreshälfte 2011 unter polnischer Ratspräsident-
schaft stattfinden. LF▐ 

►Aktionsplan SEC(2009) 712 
►Mitteilung der KOM(2009) 248 

Energiepolitik 
 

Acht Mitgliedstaaten einigen sich auf Ver-
bundplan für den baltischen Energiemarkt 

Die acht MS im Ostseeraum, darunter Deutschland, wollen 
die Anbindung der drei baltischen Staaten an das euro-
päische Energienetz voranbringen und damit gleichzeitig 
die grenzüberschreitenden Energienetze im Ostseeraum 
deutlich ausbauen. Dazu wurde am 17. Juni eine Ab-
sichtserklärung zum Verbundplan für den baltischen Ener-
giemarkt (BEMIP) von diesen Staaten unterzeichnet. Diese 
stellt eine wichtige Etappe auf dem Weg zur Umsetzung 
eines der sechs prioritären Energieinfrastrukturprojekte der 
„Zweiten Überprüfung der Energiestrategie“ von 2008 dar. 
Gleichzeitig steht der Verbundplan für ein „Flaggschiffpro-
jekt“ der Ostseestrategie. 
Mit der Integration der Strommärkte im Ostsee- und insbe-
sondere im baltischen Raum sollen z. B. regulierte Tarife 
abgeschafft, grenzüberschreitende Beschränkungen be-
seitigt, gemeinsame Reserven aufgebaut und eine ge-
meinsame Energiebörse für den Stromhandel im nordi-
schen und baltischen Raum etabliert werden. Zahlreiche 
transnationale Stromverbindungen sollen (aus-)gebaut 
werden, u. a. innerhalb Skandinaviens, zwischen Skandi-
navien und den baltischen MS, aber auch zwischen LTU 
und POL sowie zwischen POL und DEU. Durch diesen 
Netzausbau soll auch die Verteilung des im Norden produ-
zierten Stroms aus Windstromanlagen verbessert werden. 
So sollen im Bereich Gas neue Transportrouten, Flüssiggas-
einrichtungen (LNG) und Gasspeicher zu mehr Unabhän-
gigkeit und damit zu mehr Energiesicherheit führen. Finan-
ziell soll der Verbundplan auch aus dem europäischen 
Konjunkturprogramm unterstützt werden. Schon Ende 2009 
ist ein Fortschrittsbericht von der KOM geplant. TE▐ 

►KOM Pressemitteilung IP/09/945 

Richtlinie zur nuklearen Sicherheit 

In der EU stehen heute weltweit die meisten Kernkraftwer-
ke. Vor dem Hintergrund der aus der Vergangenheit be-
gründeten unterschiedlichen Sicherheitsstandards in den 
einzelnen MS hat der Rat am 25. Juni eine Richtlinie ange-
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nommen, mit der die kerntechnischen Sicherheitsnormen 
der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) 
verbindlich in EU-Recht umgesetzt werden. Wichtige 
Grundsätze betreffen die kontinuierliche Verbesserung der 
nationalen Rechtsrahmen, die Stärkung der Rolle und der 
Unabhängigkeit der nationalen Aufsichtsbehörden sowie 
die klarstellende Bestätigung der Hauptverantwortung der 
Genehmigungsinhaber für die nukleare Sicherheit. Die MS 
müssen für die Unabhängigkeit der Sicherheitsprüfungen 
und für die Transparenz ihrer Maßnahmen Sorge tragen. TE▐ 

►Die Richtlinie im Wortlaut 

KOM leitet Vertragsverletzungsverfahren im  
Bereich Strom- und Gasbinnenmarkt ein 

Die KOM hat gegen 24 MS - darunter DEU - Vertragsverlet-
zungsverfahren eingeleitet, um die Vorschriften zum 
Elektrizitäts- und Erdgasbinnenmarkt durchzusetzen. Es 
geht dabei um die Nichteinhaltung von Vorschriften des 
sogenannten zweiten Legislativpakets aus dem Jahre 
2003. Die häufigsten Verstöße betreffen mangelnde Infor-
mationen seitens der Übertragungs- und Fernleitungsnetz-
betreiber, mangelnde Optimierung der Nutzung der Netze 
für die Strom- und Erdgasübertragung in den MS sowie die 
mangelnde grenzüberschreitende Zusammenarbeit der 
Stromnetzbetreiber und der Behörden. Gegen DEU wur-
den z. B. fehlende Transparenz und unzureichender 
Verbraucherschutz angeführt. 
Erst am 25. Juni hatte der Rat nach langjährigen Verhand-
lungen das neue dritte Legislativpaket zum Elektrizitäts- 
und Erdgasbinnenmarkt abschließend angenommen. Es 
muss binnen 18 Monaten nach Inkrafttreten von den MS in 
nationales Recht umgesetzt werden. TE▐ 

►KOM Pressemitteilung IP/09/1035 
►Fragen und Antworten MEMO/09/297  

►Themenseite KOM zum Strom- und Gasmarkt 
►Vorwürfe KOM MEMO/09/296 

BUILD UP – Mehr Energieeffizienz für Jedermann 

Am 09. Juni stellte die KOM das neue Webportal „BUILD 
UP“ vor. Dieses dient dem Informationsaustausch und soll 
zur der Steigerung der Energieeffizienz von Gebäuden 
beitragen. Jeder, vom Eigenheimbesitzer bis zum Bauun-
ternehmer, kann dort Praxisempfehlungen und Informati-
onen abrufen, weitergeben und aktualisieren. Dies gilt 
auch für lokale Behörden. Die Themen reichen von Best-
Practice-Beispielen zur Senkung des Energieverbrauchs bis 
hin zu Informationen über geltende Rechtsvorschriften. 

Etwa 40 % des EU-weiten Energieverbrauchs entfallen 
auf Gebäude. Die Verbesserung der Energieeffizienz von 
Gebäuden stellt somit einen wichtigen Schritt zur Errei-
chung der EU-Klima- und Energieziele dar, wozu das BUILD 
UP-Portal einen wesentlichen Beitrag leisten kann. 

 Julia Schirrmacher, KL▐ 
►KOM Pressemitteilung IP/09/930 

►BUILD UP Webportal 

Agrarpolitik 
 

Agrarsubventionen: KOM leitet Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen Deutschland ein 

Der Streit um die Transparenz von Agrarsubventionen und 
die Veröffentlichung der Empfänger entsprechender För-
dergelder im Internet geht weiter. Bayern hält weiterhin an 
dem Standpunkt fest, dass eine Veröffentlichung der Em-
pfängerdaten nicht mit dem Datenschutz vereinbar sei. 
Alle anderen Bundesländer waren der von der KOM ge-
setzten Frist nachgekommen und hatten die Daten Mitte 
Juni veröffentlicht (→HansEUmschau 6/2009). 

Konsequenterweise setzte die KOM nun das um, was 
Kommissarin Fischer Boel bereits in einer Presseerklärung 
am 16. Juni ankündigte: Sie leitete ein Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen DEU ein. In Rahmen des Vorverfah-
rens wurde DEU am 25. Juni ein Mahnschreiben übersandt. 
Binnen eines Monats erwartet die KOM nun eine stichhal-
tige Antwort. Sollte dies nicht erfolgen, wird die KOM in 
einem zweiten Schritt eine mit Gründen versehene Stel-
lungnahme abgeben, bevor es in einem letzten Schritt zur 
Klage vor dem EuGH kommen würde. Das Sommerloch 
scheint somit sein Thema gefunden zu haben. KL▐ 

►KOM Pressemeitteilung IP/09/932 

Regionalpolitik 
 

Kohäsionspolitik: 6. Zwischenbericht liegt vor 

Seit Erscheinen des Barca-Berichts (→HansEUmschau 
5/2009) ist Bewegung in die Diskussionen über die Neuaus-
richtung der Kohäsionspolitik für die Zeit nach 2013 ge-
kommen. Die Brüsseler Länder- und Regionalbüros führen 
derzeit intensive Gespräche mit der Generaldirektion Re-
gionalpolitik, um die möglichen Schwerpunkte der künfti-
gen Strukturförderung auszuloten. 

Einen wesentlichen Beitrag zur Diskussion liefert der 
6. Zwischenbericht über den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt, den die KOM am 25. Juni angenommen 
hat. Er befasst sich zum einen mit der Rolle kreativer und 
innovativer Regionen und zeigt auf, welche Faktoren in 
diesem Kontext für die räumliche Entwicklung entschei-
dend sind. Zum anderen beinhaltet der Bericht die schon 
länger erwartete Zusammenfassung der öffentlichen Kon-
sultation zum Grünbuch „Territorialer Zusammenhalt“ vom 
Oktober 2008. Insgesamt sind 391 Stellungnahmen von 
Behörden, Wirtschafts- und Sozialpartnern, diversen Orga-
nisationen und Forschungseinrichtungen sowie von einzel-
nen Bürgern eingegangen. Aus Sicht der KOM wurde ein 
breiter Konsens über das Ziel und die grundlegenden Ele-
mente des territorialen Zusammenhalts erreicht. 

Der Bericht gilt als weiterer Baustein für die Architektur 
der zukünftigen Kohäsionspolitik und wird weitere Debat-
ten nach sich ziehen. AT▐ 

►6. Zwischenbericht zur Kohäsion 
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RegioStars 2010: Preise für innovative Regionen 

Im Rahmen der Initiative „Regionen für den wirtschaftli-
chen Wandel“ hat die GD REGIO die Preise ihres Wettbe-
werbs RegioStars 2010 ausgeschrieben. Bis zum 17. Juli 
können noch Projektideen zu folgenden vorrangigen 
Themenfeldern eingereicht werden: 
□ Innovative Verwendung von nicht mehr genutzten Ein-

richtungen im städtischen Zusammenhang 
□ Integration von Menschen mit Migrationshintergrund in 

städtischen Gebieten 
□ Informations- und Kommunikations-Anwendungen für 

digitale Integration und für KMU 
□ Breitbandversorgung in weniger entwickelten Regionen 

oder ländlichen Gebieten 
□ Websites, die qualitativ hochwertige Informationen 

anbieten und aufgrund ihres Vorbildcharakters auf an-
dere Regionen übertragbar sind (europäischer Mehr-
wert) 
Wer Interesse daran hat, sich über gute regionale Prak-

tiken mit anderen europäischen Regionen auszutauschen, 
findet alle notwendigen Informationen zur Teilnahme an 
RegioStars und zur Erlangung eines Preises unter nachste-
hender Adresse im Internet. AT▐ 

►Ausschreibung RegioStars 2010 

Verkehr 
 

KOM-Mitteilung zur nachhaltigen Zukunft des 
Verkehrs 

Die KOM hat am 17. Juni eine Mitteilung unter dem Titel 
"Eine nachhaltige Zukunft für den Verkehr: Wege zu einem 
integrierten, technologieorientierten und nutzerfreundli-
chen System" veröffentlicht. Die Mitteilung enthält eine 
strategische Vision für die Zukunft des europäischen Ver-
kehrs bis zum Jahr 2020. Sie beruht auf externen Studien 
und den Ergebnissen einer Stakeholder-Konferenz vom 
9./10. März. Das Papier enthält kein detailliertes Pro-
gramm, sondern soll eine weitere Diskussion in Gang set-
zen, die im nächsten Jahr in der Annahme eines Weißbu-
ches münden soll. 

Eingangs zieht die KOM eine vorläufige Bilanz der euro-
päischen Verkehrspolitik in den Jahren 2001 - 2010 und 
beschreibt sechs Trends, die die europäische Verkehrspoli-
tik bis zur Mitte des Jahrhunderts maßgeblich beeinflussen 
werden: 
□ Ökologische Nachhaltigkeit 
□ Bevölkerungsalterung 
□ Zuwanderung 
□ Verknappung fossiler Brennstoffe 
□ Verstädterung 
□ Globalisierung 

Im Anschluss benennt die KOM die wesentlichen ver-
kehrspolitischen Ziele und Handlungsfelder für die nächs-
ten 10 Jahre. Die wichtigsten Schlussfolgerungen lauten 
wie folgt: 
□ Die europäische Verkehrspolitik hat dazu beigetragen, 

den Bürgern und Unternehmen der EU ein effizientes 

Mobilitätssystem zur Verfügung zu stellen. Sie muss nun 
die Zukunftsfähigkeit dieser Mobilität gewährleisten. 

□ Die beschleunigte Einführung innovativer Technologien 
und die vollständige Integration der verschiedenen 
Verkehrsträger sind für die Bewältigung der verkehrspoli-
tischen Herausforderungen von entscheidender Bedeu-
tung. Dies muss im Rahmen eines Konzepts geschehen, 
bei dem die Verkehrsnutzer und die Beschäftigten des 
Sektors mit ihren Bedürfnissen und Rechten stets im Mit-
telpunkt der Politikgestaltung stehen. 

□ Die Außendimension der europäischen Verkehrspolitik 
muss weiterentwickelt werden, um die weitere Integra-
tion mit den Nachbarstaaten und die Wahrung der 
ökonomischen und ökologischen Interessen Europas im 
globalen Umfeld zu gewährleisten. 
Die KOM ruft alle interessierten Kreise auf, Stellungnah-

men und Vorschläge zur Zukunft des Verkehrs und mögli-
chen politischen Handlungsfeldern bis zum 30. September 
einzureichen. Christian Bosse, CH▐ 

►Mitteilung KOM(2009)279/4 
►KOM Pressemitteilung IP/09/936 

►Themenseite KOM - Konsultation 

Luftverkehr 
 

Übernahme der SN Airholding durch Lufthansa 
von KOM genehmigt 

Die KOM hat die geplante Übernahme der SN Airholding 
(SNAH) durch die Deutsche Lufthansa AG nach der EG-
Fusionskontrollverordnung geprüft und unter der Bedin-
gung genehmigt, dass die Lufthansa eine Reihe angekün-
digter Maßnahmen umsetzt. SNAH ist die Holdinggesell-
schaft der belgischen SN Brussels Airlines, die vor allem in 
Europa und in Teilen Afrikas sowohl im Passagier- als auch 
im Luftfrachtverkehr tätig ist. 

Da bezüglich einiger Strecken zwischen Belgien und 
Deutschland bzw. zwischen Belgien und der Schweiz 
Wettbewerbsbedenken bestanden, hatte die KOM am 
26. Januar eine eingehende Prüfung eingeleitet. Ergebnis 
dieser Prüfung war, dass der angemeldete Zusammen-
schluss zu einem Monopol für die Strecken Brüssel-
Hamburg und Brüssel-München geführt hätte und auch 
auf den Strecken Brüssel-Frankfurt und Brüssel-Zürich Wett-
bewerbsbedenken aufgeworfen hätte. 

Um die Bedenken der KOM auszuräumen, verpflichtete 
sich die Lufthansa u. a., Zeitnischen für andere Fluggesell-
schaften auf den vier problematischen Strecken zur Ver-
fügung zu stellen. Diese angekündigten Maßnahmen der 
Lufthansa trügen nach Ansicht der KOM nicht nur dem 
Problem der Zeitnischen auf überlasteten Flughäfen 
Rechnung, sondern schafften ganz allgemein einen höhe-
ren Anreiz für andere Unternehmen, Flüge auf diesen Stre-
cken anzubieten. CH▐ 

►KOM Pressemitteilung IP/09/974 
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Airlines dürfen ungenutzte Startrechte behalten 

Nach dem EP hat auch der Rat am 9. Juni dem Vorschlag 
der KOM zur Änderung der VO über gemeinsame Regeln 
für die Zuweisung von Zeitnischen auf Flughäfen zuge-
stimmt. 

Vor dem Hintergrund der im Rahmen der Wirtschaftskri-
se gesunkenen Fluggastzahlen hatte die KOM vorge-
schlagen, den Grundsatz "Verfall bei Nichtnutzung" von 
Zeitnischen vorübergehend auszusetzen. Nach diesem 
Grundsatz verlieren Fluggesellschaften die ihnen für eine 
Flugsaison zugesprochenen Zeitnischen im Folgejahr, 
wenn sie die Nischen nicht zu mindestens 80 % ausnutzen. 
Eurocontrol rechnet für das Jahr 2009 mit einem Rückgang 
der Passagierzahlen von 4,9 %. 

Konkret geht es um die Sommersaison 2010. Nach der 
neuen VO sollen die Fluggesellschaften ihre Zeitnischen in 
der Sommersaison 2010 behalten dürfen, auch wenn die-
se im Sommer 2009 zu weniger als 80 % genutzt würden. 

Eine Ermächtigung der KOM, im Komitologieverfahren 
ohne Zustimmung des EP eine Verlängerung der Maß-
nahme für die darauf folgende Wintersaison 2010/2011 
beschließen zu können, wurde nach heftigem Widerstand 
der Parlamentarier gestrichen. CH▐ 

►PreLex-Dossier KOM(2009)121 

Erste Ausschreibung „Clean Sky“ 

Die Forschungsinitiative "Clean Sky" hat die erste Aus-
schreibung für Vorschläge zu Forschungsthemen mit ei-
nem Volumen von 26 Mio. € veröffentlicht. Das Gesamtvo-
lumen der Initiative "Clean Sky" beträgt 1,6 Mrd. € bis zum 
Jahr 2014. 

Die Initiative ist Ausdruck des gemeinsamen Engage-
ments der EU und der Luftfahrtindustrie, den Luftverkehr 
nachhaltiger zu gestalten, indem die Hersteller zur Entwick-
lung und Bereitstellung umweltfreundlicherer Produkte 
angehalten werden. Ziel von "Clean Sky" ist es u. a., den 
CO2-Ausstoß der Luftfahrt in der EU durch eine drastische 
Senkung des Kraftstoffverbrauchs bis zum Jahr 2020 um 
50 % zu vermindern. An "Clean Sky" sind 120 Organisatio-
nen aus 16 Staaten und 86 Industriebranchen beteiligt, 
darunter 20 KMU, 15 Forschungszentren und 17 Universitä-
ten. 

Die erste Ausschreibung deckt 72 Forschungsthemen in 
folgenden fünf Hauptbereichen ab: 
□ umweltfreundliche Regionalflugzeuge 
□ umweltfreundliche Drehflügler 
□ nachhaltige und umweltfreundliche Triebwerke 
□ SMART-Starrflügelflugzeuge 
□ Systeme für einen umweltfreundlichen Flugbetrieb 

Bewerbungsschluss für interessierte Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen ist der 31. August. CH▐ 

►Ausschreibungsunterlagen 
►Informationen zu „Clean Sky“ 

Seeverkehr 
 

Beihilfen für Schiffsmanagementgesellschaften 

Die KOM hat einen neuen detaillierten Leitfaden zu staat-
lichen Beihilfen für Schiffsmanagementgesellschaften 
angenommen. Die Regeln vervollständigen die Leitlinien 
der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen im Seeverkehr 
aus dem Jahr 2004. Nach dem neuen Leitfaden kann die 
Tonnagesteuerregelung von allen Schiffsmanagementge-
sellschaften in Anspruch genommen werden, sofern sie zur 
Entwicklung des europäischen maritimen Sektors beitra-
gen und sich verpflichten, das Seearbeitsübereinkommen 
von 2006 bereits vor seinem Inkrafttreten anzuwenden. 
Dieses Übereinkommen tritt aber erst nach Ratifizierung 
durch mindestens 30 Staaten in Kraft; bislang wurde es 
von vier Staaten ratifiziert. 

Nach den Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche 
Beihilfen im Seeverkehr aus dem Jahr 2004 konnten bis-
lang Gesellschaften die Tonnagesteuerregelung nur in 
Anspruch nehmen, wenn sie sowohl mit dem technischen 
wie auch mit dem Besatzungsmanagement eines Schiffs 
betraut waren. Die KOM hat nun entschieden, dass 
Schiffsmanagementgesellschaften auch dann in den 
Genuss der Tonnagesteuerregelung kommen sollen, wenn 
sie nur einen dieser beiden Bereiche betreuen.  CH▐ 

►KOM Pressemitteilung IP/09/900 
►Leitfaden 2009/C 132/06 

 ►IAO-Seearbeitsübereinkommen 2006 

Medien und Informationsgesellschaft 
 

Konsultation zur Breitbandversorgung 

Im Rahmen der europäischen Breitbandstrategie hat die 
KOM eine öffentliche Konsultation zu ihren geänderten 
Vorschlägen für die Regulierung der Breitbandnetze der 
nächsten Generation (Next Generation Access – NGA) 
mit Ablauf zum 24. Juli eingeleitet. 

Angesichts der eingegangenen Stellungnahmen zu den 
bisherigen Vorschlägen sieht der geänderte Empfeh-
lungsentwurf jetzt Mechanismen vor, die das Investitionsri-
siko zwischen den Investoren und Betreibern verteilen, die 
Zugang zu den NGA-Netzen benötigen. Zur Förderung 
marktorientierter Investitionen außerhalb dicht besiedelter 
Gebiete sind im Empfehlungsentwurf Bedingungen festge-
legt, unter denen Koinvestitionsmaßnahmen als wettbe-
werbsfördernd betrachtet werden könnten. 

Mit dem geänderten Empfehlungsentwurf wird die Ent-
wicklung eines EU-weiten regulatorischen Ansatzes ange-
strebt, den die für Telekommunikation zuständigen Regu-
lierungsbehörden an die nationalen Marktbedingungen 
anpassen sollen. Robert Klein, AT▐ 

►KOM Pressemitteilung IP/909/2009 
►Themenseite KOM, Konsultation 
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Am Rande… 
 

Freiheit für Europas Obst und Gemüse 
In den letzten Wochen vor der Europawahl war die Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1677/88 vom 15. Juni 1988 zur Festset-
zung von Qualitätsnormen für Gurken noch einmal in aller 
Munde. Kaum ein Kommentar zur Europäischen Politik im 
Allgemeinen kam ohne dieses Beispiel für Brüsseler Regu-
lierungswut aus. Über viele Jahre galt für die Handels-
Klassen Extra und I die Vorgabe, dass die Gurken „(ziem-
lich) gut geformt und praktisch gerade sein (müssen) (ma-
ximale Krümmung: 10 mm auf 10 cm Länge der Gurke)“. 

Nunmehr heißt es Abschied nehmen von dem Bild der 
europäischen Beamten, die in ihren Büros in Brüssel Lineale 
an Gemüse anlegen. Sätze wie: „Krumme Gurken ... sind 
nur zulässig, wenn sie außer leichten Farbfehlern keine 
anderen Fehler sowie keine andere Verformung als ihre 
Krümmung aufweisen“ sind ab dem 1. Juli europäische 
Rechtsgeschichte. Europas Gemüse kann nunmehr wach-
sen, wie die Natur es sich vorstellt. Neben der Gurken-
Norm fallen auch die Schönheitsvorschriften für 25 andere 
Obst- und Gemüsesorten. Darunter sind beliebte Früchte 
wie Aprikosen, Kirschen, Melonen und Pflaumen und ger-
ne gegessenes Gemüse wie Karotten, Kohl und Spargel. 

Bleibt die Frage, womit in Zukunft die Kommentare zur 
europäischen Politik humorvoll beendet werden können, 
wenn die KOM offensichtlich ohne Absprache mit der 
europäischen Presse das schönste Beispiel einfach ab-
schafft. LF▐ 

►Für Rechtshistoriker: Die Gurkennorm 

Termine 
 

Ein Hanse-Office Termin 
Am 17. Juni präsentierte das Barockensemble „Il Suono“ 
im Hanse-Office ein Konzert aus der Reihe „Künstler im 
Dialog“. Eröffnet wurde das Konzert durch die Senatorin 
Dr. Herlind Gundelach, Präses der Behörde für Wissen-
schaft und Forschung der Freien und Hansestadt Ham-
burg. 
 

 
Senatorin Dr. Gundelach, Dr. Lars Friedrichsen, Thorsten Augustin 

In ihrem Grußwort gab die Senatorin einen Überblick 
über den Wissenschaftsstandort Hamburg und dessen 
Bedeutung im Forschungsbereich. So zählt Hamburg, auf 
dem Weg zu einer „Metropole des Wissens“, derzeit 
17 staatliche und staatlich anerkannte Hochschulen mit 
rund 69.000 Studierenden. 

Das aus vier Studierenden der Hochschule für Musik und 
Theater Hamburg (HfMT) bestehende Ensemble spielte 
u. a. Werke von Johann Sebastian Bach, Antonio Vivaldi 
und Marco Uccellini. 
 

 
Dörthe Landmesser (Cembalo), Nicola Termöhlen und Nóra Kiszty (Blockflö-

ten) und Felix Stockmar (Barockvioloncello) 

Das Konzept der Veranstaltungsreihe „Künstler im Dia-
log“ gibt dem Zuhörer die Gelegenheit, durch Fragen in 
direkten Kontakt mit den Musikern zu treten. Von Dialog 
konnte hier auch tatsächlich die Rede sein: mit Begeiste-
rung erzählten die vier jungen Musiker von ihrer Leiden-
schaft für die Barockmusik und von der Freiheit, die diese 
ihnen bietet. Durch die zahlreichen Fragen erhielt das 
interessierte Publikum einen Einblick in die Welt der vier 
Künstler und ihre Beziehung zu der Musik und den ver-
schiedenen Komponisten. 

Bei dem anschließenden Empfang konnten Gäste und 
Künstler die Gespräche vertiefen. Astrid Sauvage▐ 

►HfMT 

iBSG Sommerempfang und Seminar mit 
Kommissarin Danuta Hübner 

Am 24. Juni fand der traditi-
onelle Sommerempfang der 
informal Baltic Sea Group 
(iBSG) in den Räumen des 

Informationsbüros Mecklenburg-Vorpommern statt. Die 
iBSG ist ein informeller Zusammenschluss von 57 Brüsseler 
Büros und Organisationen aus Ostseeanrainerregionen 
unter der Leitung von Nordfinnland. In diesem Jahr hatten 
sich für die gemeinsame Veranstaltung 20 Regionalbüros, 
darunter das Hanse-Office, zusammengeschlossen. 

Dem Empfang ging ein Seminar zum Thema Ostseestra-
tegie und der Rolle der Regionen voraus. Hauptrednerin 
war die Kommissarin für Regionalpolitik Danuta Hübner, 
die die Strategie besonders unter dem Gesichtspunkt der 
Einbeziehung der Regionen vorstellte. Frau Hübner beton-
te die Bedeutung der Regionen und ermutigte ihren wei-
teren aktiven Beitrag in diesem Prozess. 
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Im Anschluss hatten die zahlreichen Besucher die Mög-
lichkeit, bei einem Empfang mit kulturellem Rahmenpro-
gramm weiter zu diskutieren und sich auszutauschen. 

 Melanie Loos▐ 
►iBSG 

Service 
Für Rückfragen stehen Ihnen die Leiter und Referenten des 
Hanse-Office gerne zur Verfügung. Sie erreichen uns über 
unser Sekretariat unter Tel. +32 2 28546-40 oder unter Tel. 
+49 40 42609-40 (aus D), per E-Mail info@hanse-office.de 
oder per Fax +32 2 28546-57. 
Ihre Ansprechpartner zu den EU-Fachpolitiken sind: 
 
Thorsten Augustin Durchwahl -42 TA▐ 
Leiter Schleswig-Holstein – Alle Politikbereiche 
 
N.N. Durchwahl -43 NN▐ 
Leiter Hamburg – Alle Politikbereiche 
 
Dr. Lars Friedrichsen Durchwahl -46 LF▐ 
Stellv. Leiter Hamburg – Transeuropäische Netze, ÖPNV, 
Städtebau, Interregionale Kooperation/METREX, 
Beziehungen zu den Partnern im Ostseeraum 
 
Dr. Thomas Engelke Durchwahl -47 TE▐ 
Meeres- und Fischereipolitik, Energie und Tourismus, 
Bildung/Kultur und Jugend, Beziehungen zu den Partnern 
im Ostseeraum, 
Betreuung der Nachwuchskräfte und Praktikanten 
 
Dr. Clemens Holtmann Durchwahl -44 CH▐ 
Wirtschaft/Außenhandel, Häfen/Luftverkehr, 
Glücksspielwesen 
 
Katrin Lütjen Durchwahl -45 KL▐ 
Landwirtschaft, Umwelt 
 
Birgitta Schönefeld Durchwahl -32 BS▐ 
Finanzen (EU-Haushalt, Steuern und Finanzdienst-
leistungen), Öffentliches Auftragswesen 
 
Andreas Thaler Durchwahl -52 AT▐ 
Regionalpolitik, Beschäftigungs- und Sozialpolitik, 
Erweiterung und Förderinstrumente Osteuropa 
 
N.N. Durchwahl -59 NN▐ 
Innen- und Justizpolitik, Medien, Telekommunikation, 
Informationsgesellschaft, Minderheitenpolitik, 
Ausschuss der Regionen 
 
N.N. Durchwahl -40 NN▐ 
Forschung/Wissenschaft, Gesundheitspolitik, 
Verbraucherschutz, Entwicklungszusammenarbeit 

Impressum 
Diese Veröffentlichung wird herausgegeben vom 
 

Hanse-Office 

Avenue Palmerston 20 
B-1000 Brüssel 

www.hanse-office.de 
 

V.i.S.d.P. sind die Leiter. Für die Inhalte verlinkter Seiten und 
Dokumente ist das Hanse-Office nicht verantwortlich, so 
dass für deren Inhalt keine Haftung übernommen werden 
kann. 
Dieser Newsletter wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit 
der Landesregierung Schleswig-Holstein und des Senats 
der Freien und Hansestadt Hamburg herausgegeben. Er 
darf weder von Parteien noch Personen, die Wahlwer-
bung oder Wahlhilfe betreiben, im Wahlkampf zum Zwe-
cke der Wahlwerbung verwendet werden. Auch ohne 
zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf dieser 
Newsletter nicht in einer Weise verwendet werden, die als 
Parteinahme der Landesregierung oder des Senats zu-
gunsten einzelner Gruppen verstanden werden könnte. 
 Brüssel, den 01. Juli 2009 
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